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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführung von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts im 

Saarland (LA-EG-Saar) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze und Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Grundsatz 

(1) Die Vorschriften 

1. des Lastenausgleichsgesetzes vom 14. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446), 

2. des Feststellungsgesetzes in der Fassung 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 534), 

3. des Gesetzes über einen Währungsaus- 
gleich für Sparguthaben Vertriebener in 
der Fassung vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 546) 

jeweils in der Fassung der dazu ergangenen Ände- 
rungsgesetze gelten, soweit sich nicht aus diesem 
Gesetz etwas anderes ergibt, auch im Saarland. Das 
Altsparergesetz in der Fassung vom 1. April 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 169) gilt im Saarland nach Maß- 
gabe des § 25. 

(2) Soweit Vorschriften des Dritten Teils des 
Lastenausgleichsgesetzes und Vorschriften der in 
Absatz 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten Gesetze auf den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes bezogen sind, 
umfaßt diese Bezugnahme auch das Saarland. 

(3) Die Vorschriften des Lastenausgleichsgesetzes 
über die Ausgleichsabgaben gelten im Saarland nur 
nach Maßgabe des § 106 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Einführung des deutsdien Rechts auf dem Gebiet 
der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saarland 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 339); § 106 
Abs. 1 des vorbezeichneten Gesetzes, wonach in den 
dort bezeichneten Fällen Bezugnahmen im Zweiten 
Teil des Lastenausgleichsgesetzes auf den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes auch das Saarland um- 
fassen, bleibt unberührt. 

§ 2 

Ausgleichsleistungen 

Als Ausgleichsleistungen werden gewährt: 

1. Hauptentschädigung (§§ 243 bis 252 LAG), 

2. Eingliederungsdarlehen (§§ 253 bis 260 LAG), 

3. Kriegsschadenrente (§§ 261 bis 292 LAG), 


4. Hausratentschädigung (§§ 293 bis 297 LAG) 
nach Maßgabe des § 18, 

5. Wohnraumhilfe (§§ 298 bis 300 LAG), 

6. Leistungen aus dem Härtefonds (§§ 301, 301a 
LAG), 

7. Leistungen auf Grund sonstiger Förderungs- 
maßnahmen (§§ 302, 303 LAG), 

8. Entschädigung im Währungsausgleich für Spar- 
guthaben Vertriebener (§ 304 LAG), 

9. Entschädigung nach dem Altsparergesetz nach 
Maßgabe des § 25. 

§ 3 

Beiträge der öffentlichen Haushalte 
an den Ausgleichsfonds 

(1) In den Rechnungsjahren 1960 bis einschließ- 
lich 1978 leistet das Saarland an den Ausgleichs- 
fonds einen Zuschuß in Höhe von 25 vom Hundert 
seines Aufkommens an Vermögensteuer im jeweili- 
gen Rechnungsjahr. 

(2) Sofern in den Rechnungsjahren 1960 bis ein- 
schließlich 1978 der Zuschuß nach Absatz 1 zusam- 
men mit den Mitteln, die dem Ausgleichsfonds auf 
Grund des § 30 zufließen, zur Deckung der Ausgaben 

! im jeweiligen Rechnungsjahr nicht ausreicht, leistet 
das Saarland an den Ausgleichsfonds einen jähr- 
lichen Zuschuß in Höhe von zwei Dritteln der über- 
steigenden Ausgaben. Dieser Zuschuß beträgt jähr- 
lich höchstens 9,8 Millionen Deutsche Mark abzüg- 
lich des Betrags, der dem Ausgleichsfonds auf Grund 
des § 30 im jeweiligen Rechnungsjahr zufließt. Der 
Bund leistet einen Zuschuß in Höhe des im jewei- 
ligen Rechnungsjahr ungedeckten Teils der Aus- 
gaben bis zum Höchstbetrag von 6,3 Millionen Deut- 
sche Mark. 

(3) Bei der Berechnung nach Absatz 2 werden als 
Ausgaben alle Ausgleichsleistungen außer Wohn- 
raumhilfe berücksichtigt, die von saarländischen 
Ausgleichsbehörden, bei Darlehen auf Grund der Be- 
willigung saarländischer Ausgleichsbehörden gezahlt 
werden, ferner die nach § 31 vom Ausgleidisfonds 
zu tragenden Aufwendungen und die Kosten nach 
§ 5 Abs. 2 Satz 3 erster Halbsatz des Lastenaus- 
gleichsgesetzes. 

(4) Bund und Saarland leisten ferner an den Aus- 
gleichsfonds einen jährlichen Zuschuß in Höhe der 
Aufwendungen für die Wohnraumhilfe im Saarland. 
Der Bund leistet ein Drittel, das Saarland zwei Drit- 
tel dieses Zuschusses. 
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( 5 ) Für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1960 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend; die Höchst- 
beträge in Absatz 2 sind mit einem Viertel anzu- 
setzen. 

(6) Im Verhältnis zum Saarland ist § 6 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes nicht anzuwenden; bei der An- 
wendung dieser Vorschrift im übrigen Geltungs- 
bereich des Lastenausgleichsgesetzes bleiben die in 
den Absätzen 1 bis 5 bezeichneten Einnahmen und 
Ausgaben außer Ansatz. 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Gesetz werden bezeichnet 

1. das Gesetz über die Gewährung einer 
Unterhaltshilfe an Vermögensgeschädigte 
(Unterhaltshilfe-Gesetz) vom 19. Juli 1950 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 885) und das 
Gesetz über die Gewährung einer Unter- 
haltshilfe an Vermögensgeschädigte (Unter- 
haltshilfe-Gesetz) vom 18. Juni 1952 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 666) als saarländi- 
sches Unterhaltshilfe-Gesetz, 

2. der französische Franken als Franken. 

(2) Umstellungsvorschriften im Sinne des § 245 
Nr. 4 des Lastenausgleichsgesetzes sind die Vor- 
schriften über die Umstellung von Reichsmark auf 
Deutsche Mark. 

§ 5 

Währungsstichtag 

Soweit in Vorschriften des Lastenausgleichsgeset- 
zes und des Feststellungsgesetzes auf den Wäh- 
rungsstichtag oder den 21. Juni 1948 Bezug genom- 
men ist, tritt für im Saarland belegenes Vermögen 
und für im Saarland entstandene Kriegssachschäden 
an deren Stelle der 20. November 1947. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Schadensfeststellung 

§ 6 

N ich tberücksidi tigung 
saarländischer Vorauszahlungen 

§ 8 Abs. 2 Nr. 4 des Feststellungsgesetzes gilt 
nicht für Entschädigungszahlungen, die auf Grund 
saarländischer Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten gewährt worden sind. 

§ 7 

Feststellung von Hausratverlusten 

Kriegssachschäden an Hausrat, die bis zum 31. Juli 
1945 im Saarland entstanden sind, sowie Vertrei- 
bungsschäden an Hausrat, wenn der Geschädigte bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes seinen ständigen 
Aufenthalt im Saarland genommen hat, werden nach 


den Vorschriften des Feststellungsgesetzes nur fest- 
gestellt 

1. bei Kriegssachschäden an Hausrat, der unter 
den sonstigen Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 
■ Satz 3 des Feststellungsgesetzes aus dem übri- 

gen Geltungsbereich des Lastenausgleichs- 
j gesetzes in das Saarland oder aus dem Saar- 

j land in Gebiete außerhalb des Geltungs- 

' bereichs des Lastenausgleichsgesetzes ver- 

j lagert worden ist, 

! 2. bei Vertreibungsschäden, wenn der Geschä- 

digte die Voraussetzungen des § 230 des 
Lastenausgleichsgesetzes im Geltungsbereich 
I des Lastenausgleichsgesetzes außerhalb des 

Saarlandes erfüllt hat oder wenn er nach min- 
destens einjährigem Aufenthalt in diesem Ge- 
I biet vor dem 31. Dezember 1952 seinen stän- 

digen Aufenthalt im Saarland genommen hat, 
i 

I 3. bei Erben, die nach saarländischen Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften zum Empfang von 
Vorauszahlungen für Hausratschäden nicht be- 
rechtigt waren. 

' § 8 

Schadensberechnung bei Kriegssachschäden an land- 
und forstwirtschaftlichem Vermögen, Grundvermögen 
und Betriebsvermögen im Saarland 

I (1) Bei der Berechnung von Kriegssachschäden an 
land- und forstwirtschaftlichem Vermögen und an 
Grundvermögen im Saarland nach § 13 Abs. 1 des 
Feststellungsgesetzes tritt an die Stelle des für den 
' Währungsstichtag geltenden Einheitswertes der 
Reichsmarkbetrag, der dem für den 20. November 
I 1947 geltenden Einheitswert zugrunde liegt. Durch 
I Rechtsverordnung kann bestimmt werden, daß statt 
^ des Einheitswertes ein Sonderwert zugrunde zu 
! legen ist, soweit dies wegen der vom übrigen Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes abweichenden 
; Durchführung der Wertfortschreibung im Saarland 
I zur Vermeidung von Härten erforderlich ist. 

I (2) Bei der Berechnung des Schadenshöchstbetrags 
' für Kriegssachschäden an Betriebsvermögen im Saar- 
I land nach § 13 Abs. 4 des Feststellungsgesetzes ist 
! der Endvergleichswert aus dem auf den 20. Novem- 
1 ber 1947 festgestellten Einheitswert zu ermitteln. Für 
I Betriebsgrundstücke ist Absatz 1, für Gewerbe- 
j berechtigungen Absatz 1 Satz 1 entsprechend anzu- 
wenden. § 13 Abs. 6 des Feststellungsgesetzes findet 
I keine Anwendung; der Endvergleichswert ist jedoch 
auf Antrag um den Betrag zu kürzen, um den die 
veranlagte Währungsbereicherungsteuer den da- 
für bei der Einheitswertfeststellung abgezogenen 
Betrag übersteigt. 

I (3) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, in 
I welchem Verhältnis bei der Berechnung im Sinne 
des Absatzes 2 Satz 1 die in Franken angesetzten 
Werte des Betriebsvermögens, soweit es nicht aus 
Betriebsgrundstücken und Gewerbeberechtigungen 
besteht, sowie die Kürzungsbeträge nach Absatz 2 
Satz 3 zweiter Halbsatz unter Berücksichtigung der 
Kaufkraftverhältnisse im Saarland in Reichsmark 
umzurechnen sind. 
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§ 9 

Schadensberechnung bei Sparerschäden 

(1) Ein Sparerschaden im Sinne des § 15 des 
Lastenausgleichsgesetzes ist auch dann anzuerken- 
nen, wenn eine Sparanlage im Saarland 

1. von Saarmark auf Franken im Verhältnis 
von einer Saarmark zu zwanzig Franken 
umgestellt worden ist oder 

2. von Reichsmark auf Deutsche Mark um- 
gestellt wird. 

(2) Bei der Anwendung des § 240 Abs. 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes sind Sparerschäden im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 mit zwei Dritteln des 
Saarmarknennbetrages des durch die Umstellung be- 
troffenen Anspruchs, Sparerschäden an Sparanlagen 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 mit dem vollen Reichs- 
marknennbetrag anzusetzen. 

§ 10 

Frühere Feststellungen 

§ 42 des Feststellungsgesetzes findet auch auf die 
Feststellungen Anwendung, die auf Grund saarlän- 
discher Rechts- oder Verwaltungsvorschriften ge- 
troffen worden sind. 


DRITTER ABSCHNITT 

Ausgleichsleistungen 

ERSTER TITEL 

Ergänzende Vorschriften zu den einzelnen 
Ausgleichsleistungen 

§ 11 

Kürzung des Grundbetrags der Hauptentschädigung 

Die Ermächtigung in § 249 Abs. 5 Nr. 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes gilt auch für die Bestim- 
mungen über die Berechnung des im Saarland be- 
legenen Vermögens. 

§ 12 

Anrechnung saarländischer Vorauszahlungen 
auf die Hauptentschädigung 

(1) Auf den Anspruch auf Hauptentschädigung 
(§ 251 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes) sind die 
Vorauszahlungen anzurechnen, die auf Grund saar- 
ländischer Rechts- oder Verwaltungsvorschriften für 
Schäden im Sinne des Feststellungsgesetzes gewährt 
worden sind oder werden. Hierbei ist derjenige Teil 
der nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften für Hausratverluste gewährten Vor- 
auszahlungen anzurechnen, der die Hausratentschä- 
digung, die sich im Einzelfall ohne Anwendung des 
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 des Feststellungsgesetzes nach dem 
Lastenausgleichsgesetz ergeben würde, übersteigt; 
Vorauszahlungen für Hausratverluste von Ehe- 
gatten, die zur Zeit der Schädigung in einem gemein- 
samen Haushalt gelebt haben, sind bei beiden Ehe- 


gatten zu berücksichtigen, es sei denn, daß die Haus- 
ratentschädigung auf Grund des § 2 des saarländi- 
schen Gesetzes Nr. 473 betreffend Zahlung von Ent- 
schädigungsbeträgen für Kriegssachschäden, die Ehe- 
gatten an Hausrat entstanden sind, vom 19. Juli 
1955 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1226), getrennt 
ausgezahlt wurden. Eine Anrechnung von Voraus- 
zahlungen für Hausratverluste unterbleibt insoweit, 
als sich hiernach ein Auszahlungsbetrag ergeben 
würde, der ein Drittel des Endgrundbetrags der 
Hauptentschädigung abzüglich früher geleisteter 
Vorauszahlungen für andere Schäden als Hausrat- 
verluste, unterschreitet. 

(2) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, wie 
die Anrechnung von Vorauszahlungen auf den An- 
spruch auf Hauptentschädigung beim Zusammen- 
treffen mit Kriegsschadenrente oder Darlehen im 
Sinne des § 13 sowie in Erbfällen durchzuführen ist. 

§ 13 

Verhältnis von saarländischen Aufbaudarlehen 
zur Hauptentschädigung 

(1) Nach Maßgabe des §258 des Lastenausgleichs- 
gesetzes werden auch den Aufbaudarlehen ver- 
gleichbare, nach saarländischen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften gewährte Darlehen auf den 
Anspruch auf Hauptentschädigung angerechnet. 

(2) Vergleichbare Darlehen im Sinne des Ab- 
satzes 1 sind insbesondere Darlehen, die auf Grund 
folgender Bestimmungen gewährt worden sind: 

1. Erlaß über die Verwendung der im außer- 
ordentlichen Haushalt für das Rechnungs- 
jahr 1949 ausgebrachten Haushaltsmittel 
zur Gewährung von Darlehen für die In- 
standsetzung und den Wiederaufbau von 
privaten Wohngebäuden und landwirt- 
schaftlichen Anwesen vom 9. Februar 1949 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 338) mit den 
Änderungen vom 28. Mai 1956 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1059) und vom 30. April 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 503), 

2. Erlaß über die Gewährung von Darlehen 
für den Wiederaufbau von kriegszerstör- 
ten Wohngebäuden durch Aufbaugemein- 
schaften vom 5. Mai 1952 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 545) mit den Änderungen 
vom 24. November 1954 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1544), 

3. Richtlinien über die Gewährung von staat- 
lichen Mitteln an saarländische Binnen- 
schiffer vom 14. August 1957 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1214). 

§ 14 

Berücksichtigung von Einkünften 
bei der Kriegssdiadenrente 

Soweit in § 267 Abs. 2 des Lastenausgleichsgeset- 
zes auf das Bundesversorgungsgesetz Bezug genom- 
men ist, umfaßt diese Bezugnahme auch die im Saar- 
land geltenden entsprechenden Vorschriften. Bei der 
Anwendung des § 267 Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben a und e 
des Lastenausgleichsgesetzes auf Renten nach saar- 
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ländischem Recht ist von den Sätzen der Grundrente 
oder Elternrente auszugehen, die sich nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz ergeben würden. 

§ 15 

Verhältnis der saarländischen Unterhaltshilfe 
zur Hauptentschädigung 

Bei Anwendung des § 278a des Lastenausgleichs- 
gesetzes werden die nach dem saarländischen Unter- 
haltshilfe-Gesetz für Zeiträume bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geleisteten Zahlungen ohne 
Mietbeihilfe mit 30 vom Hundert auf den Grund- 
betrag der Hauptentschädigung angerechnet. 

§ 16 

Erstattung saarländischer Unterhaltshilfe 

§ 290 des Lastenausgleichsgesetzes ist auch auf 
Unterhaltshilfe nach dem saarländischen Unterhalts- 
hilfe-Gesetz anzuwenden. 

§ 17 

Verhältnis der Kriegsschadenrente zu saarländischen 
Aufbaudarlehen 

§ 291 des Lastenausgleichsgesetzes gilt auch für 
Darlehen im Sinne des § 13. 

§ 18 

Hausratentschädigung 

(1) Bei der Anwendung des § 296 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes sind auch die Vorauszahlungen 
zu berücksichtigen, die auf Grund saarländischer 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften gewährt wor- 
den sind; im Falle des § 7 Nr, 3 bleiben Vorauszah- 
lungen an solche Erben außer Betracht, die nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten zum Empfang von Vorauszahlungen für Hausrat- 
schäden berechtigt waren. 

(2) Verluste an Hausrat, die nach § 7 nicht fest- 
gestellt werden, sind durch die nach saarländischen 
Rechts- oder Verwaltungs vor Schriften für Hausrat- 
verluste gewährten Leistimgen abgegolten. 

§ 19 

Sondervorschriften für die Verwendung von Mitteln 

(1) Die für die Gewährung von Aufbaudarlehen 
im Saarland bereitzustellenden Mittel bleiben bei 
den in § 323 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
bestimmten Höchstbeträgen außer Ansatz. 

(2) Für Zwecke der Wohnraumhilfe im Saarland 
sind Mittel in Höhe von einem Fünfzigstel des Be- 
trags bereitzustellen, der für das jeweilige Rech- 
nungsjahr nach § 323 Abs. 2 des Lastenausgleichs- 
gesetzes für die übrigen Länder bereitzustellen ist; 
die Mittel werden dem Saarland darlehensweise zur 
Verfügung gestellt. Für die Zeit vom 1. Januar bis 
31. März 1960 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß nur 
ein Viertel des Betrags bereitzustellen ist. § 323 
Abs. 2 Satz 5 des Lastenausgleichsgesetzes gilt ent- 
sprechend. 


(3) Für die Gewährung von Arbeitsplatzdarlehen 
im Saarland können Mittel bis zum Ablauf des 
Rechnungsjahres 1965 bereitgestellt werden. 

§ 20 

Wiederaufnahme von Verfahren über Leistungen 
nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften 

§§ 342 und 343 Abs. 4 des Lastenausgleichsgeset- 
zes sind auch auf Verfahren über Leistungen anzu- 
wenden, die nach saarländischen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften gewährt worden und den Aus- 
gleichsleistungen vergleichbar sind. 

§ 21 

Erstattung und Verrechnung von Leistungen nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 

§ 350a des Lastenausgleichsgesetzes ist auch auf 
die nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften gewährten Leistungen anzuwenden, die 
den Ausgleichsleistungen vergleichbar sind. 

§ 22 

Ausschließung von Ausgleichsleistungen 

Bei Anwendung des § 360 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gelten als Ausgleichsleistungen auch die 
nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften gewährten vergleichbaren Leistungen. 

§ 23 

Umrechnung von Franken in Deutsche Mark 

Bei der Anwendung der §§ 12, 13, 15, 16, 18 Abs. 1 
und des § 21 sind Zahlungen in Franken mit dem 
aus der Anlage ersichtlichen, am Tage der jeweili- 
gen Zahlung geltenden Umrechnungssatz in Deut- 
sche Mark umzurechnen. 

§ 24 

Ausschluß der Entschädigungsberechtigung nach 
dem Währungsausgleichsgesetz 

Bei Anwendung des § 1 Abs. 4 des Währungs- 
ausgleichsgesetzes wird Entschädigung auch aus 
solchen Spareinlagen nicht gewährt, die im Saarland 
auf Franken umgestellt worden sind oder umstel- 
lungsfähig waren. 

§ 25 

Anwendung von Vorschriften des Altsparergesetzes 

Die Vorschriften des Altsparergesetzes gelten im 
Saarland, soweit sie sich auf ablösbare Kapitalan- 
sprüche im Sinne des § 2b Abs. 1 Nr. 1 des Alt- 
sparergesetzes beziehen, und soweit Kreditinstitute 
im Saarland als Anmeldestellen im Sinne des § 42 
Abs. 1 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes tätig 
werden. Im Falle des § 2b Abs. 2 Satz 2 des Alt- 
sparergesetzes gelten dessen Vorschriften im Saar- 
land auch dann, wenn Kreditinstitute im Saarland 
die ablösbaren Kapital ansprüche am 20. Juni 1948 
verwahrt oder verwaltet haben. 
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ZWEITER TITEL 
Übergangsvorschriften 
§ 26 

Überleitung der saarländischen Unterhaltshilfe 

(1) An Personen, die über den Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes hinaus Unterhaltshilfe 
nach dem saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetz hät- 
ten beziehen können, wird Unterhaltshilfe auf Le- 
benszeit nach Maßgabe des Lastenausgleichsgesetzes 
gewährt, an Vollwaisen jedoch Unterhallshilfe auf 
Zeit bis zur Vollendung des 18. oder, wenn sie noch 
in Ausbildung stehen, des 25. Lebensjahres. An 
Sowjetzonenflüchtlinge im Sinne des § 3 des Bun- 
des vertriebenengesetzes und diesen nach § 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes gleichgestellte Per- 
sonen, deren Vermögensschädea in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin entstanden sind, wird anstelle der bis- 
herigen Unterhaltshilfe Beihilfe zum Lebensunter- 
halt nach den §§ 301, 301a des Lastenausgleichs- 
gesetzes gewährt. Wurde Unterhaltshilfe wegen 
eines Vermögensschadens bezogen, der durch Maß- 
nahmen ,der nationalsozialistischen Gewaltherr- 
schaft entstanden ist, wird Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz nur so lange gewährt, als 
Entschädigungsleistungen auf Grund der Wieder- 
gutmachungsgesetzgebung nicht gewährt werden 
können. 

(2) In den in Absatz 1 bezei ebneten Fällen wird 
die Unterhaltshilfe oder die Beihilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz in der- 
jenigen Höhe, die sich bei Weitergeltung des saar- 
ländischen Rechts ohne Mietzuschlag ergeben würde, 
so lange weitergewährt, als der Berechtigte seinen 
ständigen Aufenthalt im Saarland und nicht erst- 
malig Kriegsschadenrente oder Beihilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz mit 
einem höheren Betrag zu zahlen ist; Entsprechen- 
des gilt, wenn nach saarländischem Recht anstelle 
der Unterhaltshilfe der notwendige Lebensbedarf in 
einem Heim gewährt worden ist. Diejenigen Beträ- 
ge, welche die Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz übersteigen, werden nach den für die 
Entschädigungsrente geltenden Grundsätzen auf die 
Hauptentschädigimg angerechnet. 

(3) In den in Absatz 1 bezeichneten Fällen wird 
für Todesfälle nach dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes Sterbegeld nach § 277 des Lastenausgleichsge- 
setzes mit der Maßgabe gewährt, daß ein Beitrag zu 
den entstehenden Kosten nicht erhoben wird, so- 
lange die Unterhaltshilfe in der in Absatz 2 Satz 1 
bezeichneten Höhe weiterzugewähren ist; tritt eine 
Beitragspflicht ein, kann der Berechtigte innerhalb 
eines Jahres nach Rechtskraft des Bescheides über 
die Änderung der Unterhaltshilfe erklären, daß er 
die Sterbevorsorge nicht aufrechterhalten will. 

§ 27 

Übergangsregelung bei der Kriegsschadenrente 

(1) An Personen, die erst auf Grund dieses Ge- 
setzes Kriegsschadenrente beantragen können, wird 
bei Antragstellung bis zum 31. Dezember 1960 


I Kriegsschadenrente mit Wirkung vom 1. Januar 
i 1960 ab gewährt, frühestens jedoch von dem Ersten 
des Monats ab, in dem die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Kriegsschadenrente eingetreten 
I sind. 

I (2) Von Personen, die erst auf Grund dieses Ge- 
j setzes Kriegsschadenrente beantragen können, kann 
Antrag auf Kriegsschadenrente wegen Erwerbsunfä- 
higkeit nach § 265 des Lastenausgleichsgesetzes bis 
zum 31. Dezember 1960 gestellt werden. 

§ 28 

Überleitung der Behördenorganisation im Saarland 

(1) Der saarländische Minister des Innern nimmt 
bis zur Bildung des Landes ausgleichsamtes dessen 
Geschäfte wahr. 

(2) Ausgleichsämter sind die bei den Stadt- und 
Landkreisen bestehenden Feststellungsbehörden. 
Bis zur Bildung von Ausgleichsausschüssen werden 
deren Geschäfte durch die bei den Stadt- und Land- 
kreisen bestehenden Rechtsausschüsse wahrgenom- 
men. 

(3) Bis zur Bildung von Beschwerdeausschüssen 
werden deren Geschäfte durch den nach § 15 des 
saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetzes gebildeten 
Beschwerdeausschuß wahrgenommen. 

(4) Die Vertreter des Staatsinteresses nach Num- 
mer 9 der Richtlinien für das Beweissicherungsver- 
fahren im Saarland vom 28. August 1948 (Amtsblatt 
des Saarlandes 1949 S. 108) nehmen bis zur Bestel- 
lung der Vertreter der Interessen des Ausgleichs- 
fonds deren Aufgaben wahr. 

§ 29 

Überleitung anhängiger Verfahren 

' (1) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes an- 

hängigen Verfahren über Unterhaltshilfe nach dem 
saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetz gilt folgendes: 

1. Anträge auf Gewährung von Unterhalts- 
hilfe werden, wenn noch kein Vorbescheid 
erteilt ist, nach den Verfahrensvorschriften 
des Lastenausgleichsgesetzes weiterbehan- 
delt. Ist ein Vorbescheid bereits erteilt, so 
I entscheidet über einen Einspruch, sofern 

j durch das Ausgleichsamt nicht abgeholfen 

! wird, der Ausgleichsausschuß. 

I 2. Die bei dem Beschwerdeausschuß auhän- 

1 gigen Verfahren werden auf die Beschwer- 

deausschüsse nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz übergeleitet; das gilt auch für Be- 
schwerden, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes eingelegt werden, sofern der 
j angefochtene Bescheid bereits vor diesem 

Zeitpunkt ergangen ist. 

3. Die bei dem Oberverwaltungsgericht an- 
hängigen Rechtsbeschwerden werden als 
Anfechtungsklagen nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz auf das Verwaltungsgericht 
I übergeleitet. Dies gilt auch für Rechtsbe- 

i schwerden, die nach dem Inkrafttreten die- 
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ses Gesetzes eingelegt werden, sofern die 
angefochtene Entscheidung des Beschwer- 
deausschusses bereits vor diesem Zeit- 
punkt ergangen ist. 

Für das weitere Verfahren gelten die Vorschriften 
des Lastenausgleichsgesetzes. 

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten anhängigen oder nach diesem Zeitpunkt noch 
anhängig werdenden Beweissicherungsverfahren für 
Hausratverluste und Verfahren über die Gewäh- 
rung von Vorauszahlungen für Hausratverluste 
werden nach den bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden saarländischen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften durchgeführt. 

(3) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungs Vorschrif- 
ten bei den Feststellungsbehörden anhängigen Be- 
weissicherungsverfahren und Verfahren über die 
Gewährung von Vorauszahlungen für Verluste an 
anderen Wirtschaftsgütern als Hausrat werden nach 
entsprechender Antragstellung als Verfahren über 
Schadensfeststellung und Zuerkennung der Haupt- 
entschädigung weitergeführt. Die bei den Verwal- 
tungsgerichten anhängigen Verfahren im Sinne des 
Satzes 1 werden eingestellt; Gerichtskosten werden 
nicht erhoben, außergerichtliche Kosten gegeneinan- 
der aufgehoben. 

(4) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhän- 
gigen Verfahren über Darlehen im Sinne des § 13 
werden nach entsprechender Antragstellung als 
Verfahren über Aufbaudarlehen weitergeführt. 

§ 30 

Überleitung saarländischer Mittel auf den 
Ausgleichsfonds 

(1) Soweit die Mittel, die dem Saarland aus der 
Gemeinschaftshilfeabgabe zufließen, bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht für Zwecke der 
Kriegsschädenregelung ausgegeben sind, sind sie 
dem Ausgleichsfonds zuzuführen; dies gilt auch für 
die Beträge, die aus der Gemeinschaftshilfeabgabe 
nach diesem Zeitpunkt aufkommen. 

(2) Die Ansprüche aus den nach saarländischen 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften gewährten 
Darlehen im Sinne des § 13 sowie Rückforderungs- 
ansprüche aus Leistungen, die aus Mitteln der Ge- 
meinschaftshilfeabgabe gewährt worden sind, gehen 
mit Wirkung vom 1. vlanuar 1960 ab auf den Aus- 
gleichsfonds über. 

§ 31 

Überleitung nach saarländischem Recht begründeter 
Verpflichtungen auf den Ausgleichsfonds 

Ansprüche auf Unterhaltshilfe nach dem saarlän- 
dischen Unterhaltshilfe-Gesetz werden aus dem Aus- 
gleichsfonds erfüllt. Die nach §29 Abs. 2 abzuwickeln- 
den Leistungen für Hausratverluste werden aus dem 
Ausgleichsfonds insoweit erfüllt, als sie auf saar- 
ländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften be- 
ruhen, die bis zum 31. Dezember 1958 ergangen 
sind; das gleiche gilt für die bis zum Inkrafttreten 


dieses Gesetzes durch Bescheid begründeten An- 
sprüche auf andere Leistungen aus Mitteln der Ge- 
meinschaftshilfeabgabe, bei Bescheiden, die nach 
dem 31. Dezember 1959 ergangen sind, jedoch nur 
insoweit, als sie den Leistungen des Lastenaus- 
gleichsgesetzes entsprechen. Die Abwicklung der 
hiernach nicht vom Ausgleichsfonds zu übernehmen- 
den Leistungen bestimmt das Landesrecht. 

§ 32 

Verwaltungskosten 

§ 351 Abs. 3 Satz 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
ist auch auf Reisekostenvergütungen und auf Kosten 
für die Beschaffung von Schulungsmaterial anzu- 
wenden, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Saarland durch die vorbereitende Schulung der 
künftigen Bediensteten der Ausgleichsbehörden ent- 
standen sind. 


VIERTER ABSCHNITT 

Sonstige und Schlußvorschriften 

§ 33 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

In § 313 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes wird 
! die Zahl „20" durch die Zahl „22" und das Wort 
„Zehn" durch das Wort „Elf" ersetzt. 

§ 34 

Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern vom Rechnungsjahr 1958 an 
(Länderfinanzausgleichsgesetz 1958) vom 5. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 73) wird durch folgenden 
Satz 2 ergänzt: 

„Von den Einnahmen des Saarlandes aus der Ver- 
mögensteuer werden die Beträge abgesetzt, die das 
Saarland als Zuschuß nach § 3 Abs. 1 und 2 des Ge- 
setzes zur Einführung von Vorschriften des Lasten- 
ausgleichsrechts im Saarland vom (Bundesge- 

setzbl. IS ) für das Ausgleichsjahr an den 

Ausgleichsfonds zu leisten hat; die Absetzung wird 
jedoch .auf den Hundertsatz von den Vermögen- 
steuereinnahmen des Saarlandes beschränkt, um den 
die Vermögensteuereinnahmen der anderen Länder 
nach Satz 1 gekürzt werden." 

§ 35 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Rechts- 
verordnungen erläßt die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 die auf Grund des 
Lastenausgleichsgesetzes, des Feiststellungsgesetzes, 
des Gesetzes über einen Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener sowie des Altsparer- 
gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen auf das 
Saarland zu erstrecken; sie hat hierbei die durch 
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dieses Gesetz bedingten Abweichungen zu berück- 
sichtigen. Der Präsident des Bundesausgleächsamtes 
wird ermächtigt, die von ihm erlassenen Rechtsver- 
ordnungen auf das Saarland zu erstrecken. 

, (3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 eine Ausschluß- 
frist für die Einreichung von Anträgen auf Fest- 
stellung von Kriegssachschäden an Hausrat nach 
den Richtlinien für das Beweissicherungsverfahren 
im Saarland vom 28. August 1948 (Amtsblatt des 
Saarlandes 1949 S. 108) zu setzen. 

§ 36 

Aufhebung von Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 

Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ^ 
ergibt, treten mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes l 
jeweils mit den dazu ergangenen Änderungen und 
Durchführungsvorschriften außer Kraft 

1. die Kriegssachschädenverordnung vom 30. No- 
vember 1940 (Reichsgesetzbl. 1 S. 1547), 

2. die Richtlinien für das Beweissicherungs ver- 
fahren im Saarland vom 28. August 1948 
(Amtsblatt des Saarlandes 1949 S. 108), 

3. das Gesetz über die Gewährung einer Unter- 
haltshilfe an Vermögensgeschädigte (Unter- 
haltshilfe-Gesetz) vom 18. Juni 1952 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 666), 

4. das Gesetz Nr. 473 betreffend Zahlung von 
Entschädigungsbeträgen für Kriegssachschäden, 
die Ehegatten an Hausrat entstanden sind, 
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vom 19. Juli 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 

S. 1226), 

5. § 14 des Achten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (Gesetz nach § 246 
LAG — 8. AndG LAG) vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 809), 

6. die Richtlinien für die Gewährung von Vor- 
auszahlungen an Kriegssachgeschädigte, Ver- 
triebene und Flüchtlinge vom 19. Mai 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 878), 

7. § 107 Abs. 1 des Gesetzes über die Einführung 
des deutschen Rechts auf dem Gebiet der 
Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saar- 
land vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 339). 

§ 37 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 38 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Anlage zu § 23 

Zahlungszeitraum 

i 

Umrechnungssatz 
für 100 Franken 

1 



Juni 

1948 

bis 

31. Dezember 

1948 

1 

j 

1,27 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1949 

bis 

18. September 

1949 

1,23 

Deutsche 

Mark 

September 

1949 

bis 

31. Dezember 

1952 

1,20 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1953 

bis 

31. Dezember 

1953 

1,1965 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1954 

bis 

31. Dezember 

1954 

1,1956 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1955 

bis 

31. Dezember 

1955 

1,2003 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1956 

bis 

31. Dezember 

1956 

1,1913 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1957 

bis 

11. August 

1957 

1,1911 

Deutsche 

Mark 

August 

1957 

bis 

31. Dezember 

1957 

0,9971 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1958 

bis 

24. Dezember 

1958 

0,9949 

Deutsche 

Mark 

Dezember 

1958 

bis 

31. Dezember 

1958 

0,8522 

Deutsche 

Mark 

Januar 

1959 




0,8526 

Deutsche 

Mark 
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Begründung 


L Im Allgemeinen 

Das Saarland hatte nach 1945 aut dem Gebiet der 
Kriegsschädenregelung — das Flüchtlingsproblem 
spielte dort nur eine geringe Rolle — eine eigen- 
ständige Entwicklung genommen, die von der Rege- 
lung im übrigen Bundesgebiet in wesentlichen Be- 
reichen abweicht. Es knüpft dabei an die damals im 
gesamten Reichsgebiet geltende Kriegssachschäden- 
verordnung vom 30. November 1940 an. Nach den 
Richtlinien für das Beweissicherungsverfahren im 
Saarland vom 28. August 1948 wurde eine Schadens- 
feststellung auf der Grundlage des gemeinen Frie- 
denssachswerts vorgenommen. Die Entschädigung 
erfolgte auf Grund von Verwaltungsrichtlinien 
durch „Vorauszahlungen auf eine noch festzuset- 
zende Gesamtentschädigung“. Vermögensgeschä- 
digte konnten unter bestimmten Voraussetzungen 
Unterhaltshilfe nach einem eigenen Unterhaltshilfe- 
gesetz erhalten. Hauptentschädigung, Entschädi- 
gungsrente, Aufbaudarlehen, Wohnraumhilfe, 
Härtefondsleistungen, Ausbildungshilfe, Heimför- 
derungsdarlehen sowie Entschädigung für verlorene 
Sparguthaben Vertriebener waren im Saarland 
überhaupt nicht vorgesehen. Andererseits weichen 
die bisher im Saarland geltenden Grundsätze für die 
Gewährung von Vorauszahlungen wegen Haus- 
ratschäden und zur Abgeltung von Kriegssachschä- 
den an handwerklichen und landwirtschaftlichen 
Betriebsmitteln, an Gegenständen, die der Aus- 
übung eines freien Berufs dienten, sowie an Grund- 
vermögen beträchtlich von der Entschädigungsrege- 
lung des Lastenausgleichsrechts ab; teils wurden für 
Schäden Vorauszahlungen geleistet, die nach den 
Grundsätzen des LAG von vornherein nicht begrün- 
det gewesen wären (z. B. für verhältnismäßig ge- 
ringfügige Verluste trotz Erhaltung des überwie- 
genden Vermögens), teils wurden — wie auf dem 
Gebiet der Hausratentschädigung — Zahlungen vor- | 
genommen, welche die Sätze des LAG um ein Viel- 
faches übersteigen. Die Finanzierung dieser Lei- 
stungen erfolgte nicht wie nach LAG durch beson- 
dere Lastenausgleichsabgaben und durch Zuschüsse 
der öffentlichen Haushalte, sondern durch eine „Ge- 
meinschaftshilfeabgabe“, die in Form von Zuschlä- 
gen zur Einkommensteuer, Körperschafsteuer und 
Vermögensteuer erhoben wurde. 

Bei so andersartiger Rechtsentwicklung ergab sich 
zunächst die Frage, ob das Saarland 14 Jahre nach 
Kriegsende den von ihm beschrittenen Weg nicht 
selbständig zu Ende gehen sollte, ob also von einer 
nachträglichen Angleichung an die Regelung des 
LAG nicht überhaupt abgesehen werden könne. 
Eine eingehende Prüfung ergab, daß dies aus recht- 
lichen und sachlichen Gründen nicht möglich ist. Der 
gemeinsame Weg bis zur endgültigen Abwicklung 
des Lastenausgleichs ist noch wesentlich länger als 
der Weg in dem inzwischen verflossenen Zeitab- 
schnitt. Die Gemeinschaftshilfeabgabe kann nach der 
wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes nicht 


mehr erhoben werden (§ 107 des Gesetzes über die 
Einführung des deutschen Rechts auf dem Gebiet 
der Steuern, Zölle und Finanzmonopole), da die 
Wettbewerbsverhältnisse im Bundesgebiet hier- 
durch infolge einer verschiedenartigen Abgabebe- 
lastung völlig verzerrt würden. Auf der Entschädi- 
gungsseite fordert der Gleichheitsgrundsatz in wei- 
tem Umfang eine Angleichung an das Lastenaus- 
gleichsrecht. Sowohl aus verfassungsrechtlichen wie 
aus sachlichen Gründen könnten die schwerwie- 
genden Rechtsungleichheiten bei der Behandlung 
von Vertreibungsschäden und Kriegssachschäden, 
die das Saarland im Verhältnis zum übrigen Bundes- 
gebiet aufweist, auf die Dauer nicht hingenommen 
werden. Insbesondere können die Hauptentschädi- 
gung wie auch die Sozialleistungen des Lastenaus- 
gleichs den im Saarland lebenden Vertriebenen und 
Kriegssachgeschädigten nicht versagt bleiben. 

War demnach eine Rechtsangleichung an das im 
übrigen Bundesgebiet geltende Lastenausgleichs- 
recht zwingend geboten, so war doch auf die darge- 
legte andersartige Rechtsentwicklung im Saarland 
soweit irgend möglich Rücksicht zu nehmen. Eine 
unveränderte Einführung des Lastenausgleichsrechts 
verbot sich dadurch von selbst. Der vorliegende Ent- 
wurf verfolgt das Ziel, unter tunlichster Berücksich- 
tigung der verschiedenartigen Rechtsentwicklung 
einen möglichst bruchlosen Übergang auf die 
Grundsätze des Lastenausgleichsrechts zu erreichen. 
Besondere Schwierigkeiten ergaben sich dabei hin- 
sichtlich der Finanzierung der Entschädigungslei- 
stungen, vor allem bei der Frage, ob und gegebe- 
nenfalls welche Abgabe an die Stelle der weggefal- 
lenen Gemeinschaftshilfeabgabe künftig treten soll. 
Daß die Hypothekengewinnabgabe und die Kredit- 
gewinnabgabe des LAG im Saarland nicht einge- 
führt werden könne, stand von vornherein fest. 
Aber auch die Vermögensabgabe, die im übrigen 
Bundesgebiet vom Vermögen am Währungsstichtag 
erhoben wird, konnte nachträglich nicht un- 
verändert eingeführt werden. Eine von der Grund- 
konzeption der Vermögensabgabe abweichende Er- 
satzabgabe konnte aus verfassungsrechtlichen Grün- 
den nicht in Frage kommen. Aber auch ein gang- 
barer Weg, eine der Vermögensabgabe entspre- 
chende oder ähnliche Ausgleichsabgabe zu erheben, 
die einen befriedigenden Ertrag erbracht hätte, hat 
sich aus schwerwiegenden politischen, verfassungs- 
rechtlichen und verwaltungsmäßigen Gründen nicht 
finden lasen. Von der Erhebung von Ausgleichsab- 
gaben soll daher überhaupt abgesehen werden. Die 
Finanzierung der Ausgleichsleistungen soll viel- 
mehr ausschließlich durch Haushaltszuschüsse des 
Saarlandes und des Bundes an den Ausgleichsfonds 
erfolgen, wobei diesem in späteren Jahren das Ri- 
siko hinsichtlich gewisser Spitzenbeträge verbleibt. 
Für die Zuschüsse von Bund und Saarland wurde 
eine Regelung vorgesehen, die sich an die Regelung 
des § 6 LAG anlehnt, ohne jedoch die besonderen 
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Verhältnisse des Saarlandes außer Betracht zu las- 
sen. Auf der Entschädigungsseite sollen die Grund- 
säzte des Lastenausgleichs auch insoweit übernom- 
men werden, als dieser zwar vielgestaltige Einzel- 
leistungen vorsieht, diese letztlich aber als eine 
Einheit betrachtet und daher ggf. gegenseitig ver- 
rechnet. Eine solche Verrechnung war bei Zusam- 
mentreffen vor allem auch hinsichtlich der — we- 
sentlich höheren — Hausratentschädigung im Ver- 
hältnis zu der — noch nicht eingeführten — Haupt- 
entschädigung vorzusehen. Soweit ein Hauptent- 
schädigungsanspruch, mit dem verrechnet werden 
könnte, jedoch nicht begründet ist, muß es nach 
allgemeinen Grundsätzen bei der „Überzahlung" 
verbleiben. Auf Besonderheiten, die sich aus der 
bisherigen eigenständigen Entwicklung im Saarland 
ergeben, wurde in dem Umfang Rücksicht genom- 
men, in dem dies im Verhältnis zum übrigen Bun- 
desgebiet gerade noch vertretbar erschien. 


11. Im Einzelnen 

Zu § 1 (Grundsatz) 

Die Einführung der Lastenausgleichsgesetzgebung 
im Saarland ist aus den in der allgemeinen Vor- 
bemerkung dargelegten Gründen nur mit Einschrän- 
kungen möglich, weil auf die langjährige eigen- 
ständige Rechtsentwicklung im Saarland Rücksicht 
genommen werden mußte. Für die Einführung des 
ASpG im Saarland besteht kein Raum, soweit dieses 
für Gläubigerverluste, die im Zusammenhang mit 
der Neuordnung des Geldwesens im Währungs- 
gebiet in DM-West entstanden sind, Entschädigung 
gewährt. Dagegen ist der Einführung von Vorschrif- 
ten des ASpG im Saarland insoweit erforderlich, als 
sie sich auf RM-Ansprüche gegen die öffentliche 
Hand beziehen. 

Absatz 2 bestimmt für die Entschädigungsseite des 
Lastenausgleichs, daß die Bezugnahme auf den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes — insbesondere 
hinsichtlich der räumlichen Begrenzung der Kriegs- 
sachschäden und der Aufenthaltsvoraussetzungen 
für die Geltendmachung von Vertreibungsschäden 
und Ostschäden — nunmehr auch das Saarland 
umfaßt. Damit wird die in § 14 des 8. ÄndG LAG 
getroffene Ubergangsregelung gegenstandslos (vgl. 
auch § 36 Nr. 5 des Entwurfs). 

Absatz 3 wiederholt die sich aus § 106 des Gesetzes 
über die Einführung des deutschen Rechts auf dem 
Gebiete der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im 
Saarland ergebende Regelung und stellt klar, daß 
durch den vorliegenden Entwurf eine Änderung 
dieser Regelung nicht beabsichtigt ist. Mittelbar 
ergibt sich somit aus Absatz 3, daß die Lasten- 
ausgleichsabgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz 
im Saarland nicht erhoben werden. Daß auch eine 
andere Abgabeform im Saarland nicht in Betracht 
kommen kann, ist in der allgemeinen Vorbemer- 
kung ausgeführt. 

Zu § 2 (Ausgleichsleistungen) 

In Durchführung des Gleichheitsgrundsatzes sollen 
sämtliche Ausgleichsleistungen, die im übrigen 


Bundesgebiet vorgesehen sind, künftig auch im 
Saarland gewährt werden. Da die Hausratentschä- 
digung im Saarland im wesentlichen als abgeschlos- 
sen zu betrachten ist, hat die Einführung dieser 
Ausgleichsleistung nur noch in Ausnahmefällen 
Bedeutung (vgl. §§ 7, 18). Auch sonst ergeben sich 
nach näherer Maßgabe des Gesetzes gewisse Be- 
sonderheiten, insbesondere bei der Hauptentschä- 
digung sowie bei der Altsparerentschädigung; die 
letztere wird nur in einem Teilbereich eingeführt. 

Zu § 3 (Beiträge der öffentlichen Haushalte an den 
Ausgleichsfonds) 

Die im Saarland vorgesehenen Leistungen erfor- 
dern nach grober Schätzung durchschnittlich etwa 
30 Mio DM jährlich. Ihre Finanzierung unterscheidet 
sich, wie bereits unter 1. dargestellt, von der im 
übrigen Bundesgebiet getroffenen Regelung da- 
durch, daß besondere LastenausgLeichsabgaben 
nicht erhoben werden. Im übrigen lehnt sich § 3 
des Entwurfs an die Grundsätze des § 6 LAG an. 
Die Interessen der übrigen Länder werden durch 
die vorgesehene Regelung nicht berührt. 

Absatz 1 entspricht § 6 Abs. 2 LAG. Ebenso wie die 
übrigen Länder hat das Saarland für die gesamte 
restliche Laufzeit des Lastenausgleichs einen Zu- 
schuß in Höhe von 25 v. H. seines Aufkommens an 
Vermögensteuer zu leisten. 

Absatz 2 entspricht im Grundsatz §‘ 6 Abs. 3 LAG. 
Der Finanzierung der Leistungen dient zunächst 
das Aufkommen aus dem Beitrag der Vermögen- 
steuer nach Absatz 1. Ferner soll, da besondere 
Lastenausgleichsabgaben im Saarland nicht erhoben 
werden, außer dem nach § 30 Abs. 1 zu übernehmen- 
den Bestand das gesamte Aufkommen an Rück- 
flüssen aus den vom Saarland bisher gewährten und 
gemäß § 30 Abs. 2 auf den Ausgleichsfonds über- 
tragenen Darlehen vorweg zur Finanzierung heran- 
gezogen werden. Soweit die Summe dieser Beträge 
zur Deckung des Ausgabenbedarfs im jeweiligen 
Rechnungsjahr nicht ausreicht, sollen Saarland und 
Bund Zuschüsse aus Haushaltsmitteln leisten und 
zwar, entsprechend § 6 Abs. 3 LAG, das Saarland in 
Höhe von Vb und der Bund Vb der ungedeckten Aus- 
gaben. Dabei wurde im Hinblick auf die begrenzte 
Leistungsfähigkeit des saarländischen Haushalts ein 
Höchstbetrag festgelegt. Ein entsprechender Höchst- 
betrag wurde für den Haushaltszuschuß des Bundes 
vorgesehen, bei dessen Bemessung zu berücksich- 
tigen war, daß durch den Ausfall einer besonderen 
Lastenausgleichsabgabe im Saarland eine Finan- 
zierungslücke entsteht, die geschlossen werden 
mußte; andererseits mußte dabei aber auch ein an- 
gemessenes Verhältnis zu den Leistungen des Bun- 
des für den Lastenausgleich im übrigen Bundesge- 
biet gewahrt bleiben. Diese Begrenzungen haben 
zur Folge, daß in Jahren mit hohen Ausgleichs- 
leistungen der Bedarf des Ausgleichsfonds für das 
Saarland durch die Beiträge von Bund imd Saar- 
land nicht voll gedeckt wird, wobei jedoch auf die 
allgemeine Defizithaftung des Bundes gemäß § 6 
Abs. 3 letzter Satz LAG hinzuweisen ist. 

Absatz 3 stellt klar, daß es bei der Berechnung der 
Ausgaben nach Absatz 2 grundsätzlich darauf an- 
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kommt, ob ein Ausgleichsamt im Saarland oder im 
übrigen Bundesgebiet die Auszahlung vornimmt, 
ohne Rücksicht darauf, wo die Schäden, deren Aus- 
gleich bewirkt werden soll, entstanden sind. 

Absatz 4: Für die der nachstelligen Finanzierung des 
Wohnungsbaus für Geschädigte dienende Wohn- 
raumhilfe im übrigen Geltungsbereich des LAG wer- 
den die Erträge aus der Hypothekengewinnabgabe 
bereitgestellt (§ 323 Abs. 2 LAG). Obwohl im Saar- 
land eine solche Abgabe nicht erhoben wird, er- 
scheint es im Interesse der Geschädigten veranlaßt, 
Wohnraumhilfe auch im Saarland zu gewähren (§ 2 
Nr. 5). Die dafür nach § 19 Abs. 2 des Entwurfs er- 
forderlichen Mittel sollen in der Form besonderer 
Zuschüse an den Ausgleichsfonds vom Saarland (Vs) 
und Bund (Vs) aufgebracht werden; die Aufwendun- 
gen für Wohnraumhilfe werden daher in die Berech- 
nung nach Absatz 2 nicht einbezogen. 

Nach Absatz 5 sollen die vorgenannten Grundsätze 
für das Resthaushaltsjahr 1959 entsprechend gelten. 

Absatz 6 stellt klar, daß die für das Saarland ge- 
troffene Sonderregelung die übrigen Länder im Rah- 
men des § 6 LAG nicht berührt. 

Zu § 4 (Begriffsbestimmungen) 

§ 4 entTiält — unter besonderer Berücksichtigung 
der saarländischen Verhältnisse — Kurzbezeichnun- 
gen und Begriffsbestimmungen, um spätere Wieder- 
holungen entbehrlich zu machen. 

Zu § 5 (Währungsstichtag) 

Dem Währungsstichtag im übrigen Bundesgebiet ent- 
spricht im Saarland der 20. November 1947, an dem 
die Saarmark auf Franken umgestellt wurde. Für 
den Endvergleichswert bei der Berechnung von 
Kriegssachschäden sowie für den Vermögensver- 
gleich wird daher dieser Stichtag zugrunde gelegt. 

Zu § 6 (Nichtberücksiditigung saarländischer Vor- 
auszahlungen) 

Nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 FG sind von der Feststellung 
und Entschädigung Verluste ausgeschlossen, für die 
„auf Grund der Kriegssachschädenverordnung oder 
anderer Vorschriften" Entschädigungszahlungen von 
mehr als 50 v. H. gewährt worden sind. Diese Vor- 
schrift soll nicht für Zahlungen gelten, die das Saar- 
land nach dem Kriege geleistet hat, da diese als 
Vorauszahlungen auf die nach LAG zu gewähren- 
den Leistungen angesehen werden müssen und auch 
in den saarländischen Richtlinien als „Vorauszah- 
lungen auf eine noch festzusetzende Gesamtent- 
schädigung" bezeichnet wurden. Diese Zahlungen 
sind daher nicht bei der Schadensfeststellung, son- 
dern erst bei der Berechnung der Entschädigung zu 
berücksichtigen. 

Zu § 7 (Feststellung von Hausratverlusten) 

Verluste an Hausrat werden im Regelfall nicht mehr 
nach den Grundsätzen des FG festgestellt, da der 
Entwurf im Grundsatz davon ausgeht, daß die Haus- 
ratentschädigung im wesentlichen abgewickelt ist 


und auch die Restfälle nach saarländischem Recht 
vollends abgewickelt werden sollen. Ausnahmen 
sind nur für die Fälle vorgesehen, in denen schon 
bisher nach Lastenausgleichsrecht eine Schadens- 
feststellung und Entschädigung erfolgt, ferner für 
solche Erben, die bisher von der Empfangsberech- 
tigung für saarländische Vorauszahlungen ausge- 
schlossen waren. 

Zu § 8 (Schadensberechnung bei Kriegssachschäden 
an land- und forstwirtschaftlichem Vermö- 
gen, Grundvermögen und Betriebsvermögen 
im Saarland) 

Absatz 1: Die Einheitswerte für den nach § 5 im 
Saarland geltenden Stichtag lauten auf Franken. 
Daher sieht die Vorschrift vor, daß von-dem Reichs- 
markbetrag auszugehen ist, der dem Franken-Ein- 
heitswert zugrunde liegt. Im Saarland sind Wert- 
fortschreibungen für kriegssachgeschädigte Grund- 
stücke teilweise nach strengeren Grundsätzen als 
im Bundesgebiet erfolgt; die dadurch entstehenden 
Härten sollen durch Rechtsverordnung beseitigt 
werden. 

Absatz 2 und 3: Für die Berechnung von Kriegs- 
sachschäden an Betriebsvermögen im bisherigen 
Bundesgebiet ist Endvergleichswert der Einheits- 
wert auf den 21. Juni 1948, dem die Werte 
der DM-Eröffnungsbilanz zugrunde liegen. Die- 
ser Regelung entspricht es, bei der Bestim- 
mung des Endvergleichswerts im Saarland von 
dem auf den 20. November 1947 festgestell- 
ten Einheitswert auszugehen, dem die Werte 
der Franken-Eröffnungsbilanz zugrunde liegen. Da 
dieser Einheitswert jedoch in Franken festgestellt 
ist und daher mit dem als Anfangsvergleichswert 
maßgebenden, in Reichsmark festgestellten Einheits- 
wert vom 1. Januar 1940 nicht vergleichbar ist, muß 
der Franken-Einheitswert in Reichsmark umgerech- 
net werden. Abgesehen von den Betriebsgrund- 
stücken und Gewerbeberechtigungen, für die der 
zugrunde liegende Reichsmarkbetrag — wie in den 
Fällen des Absatzes 1 — ohne weiteres festgestellt 
werden kann, müssen bei der Umrechnung die Kauf- 
kraftverhältnisse im Saarland am Stichtag der Ein- 
heitswertfeststellung berücksichtigt werden. Da für 
die Feststellung dieser Verhältnisse noch einge- 
hende Ermittlungen erforderlich sein werden, er- 
scheint es zweckmäßig, um die Beratung des Geset- 
zes durch die gesetzgebenden Körperschaften nicht 
zu verzögern, die Festsetzung, in welchem Verhält- 
nis die für den Endvergleichswert als Ausgangs- 
werte maßgebenden Frankenbeträge unter Berück- 
sichtigung der Kaufkraftverhältnisse im Saarland in 
Reichsmark umzurechnen sind, einer Rechtsverord- 
nung vorzubehalten. 

Zu § 9 (Schadensberechnung bei Sparerschäden) 

Die Vorschrift betrifft die Berücksichtigung von Spa- 
rerschäden bei der Kriegsschadenrente. Solche Spa- 
rerschäden sind auch im Saarland an umgestellten 
und nicht umgestellten Sparanlagen entstanden. 

Die Umstellung von Saarmark auf Franken erfolgte 
im Verhältnis von 1 Saarmark : 20 Franken, Das tat- 
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sächliche Verhältnis zwischen Saarmark und Fran- 
ken belief sich jedoch unter Berücksichtigung der 
Kaufkraft auf 1 : 60; durch die Umstellung ist mit- 
hin ein Währungsschnitt von zwei Dritteln des 
Markbetrags eingetreten, der als Schaden festge- 
stellt werden kann. i 

Eine geringe Zahl von Guthaben bei Geldinstituten 
ist bisher im Saarland nicht umgestellt worden, z. B. 
Sparguthaben von Vermißten sowie von Personen 
ohne Wohnsitz im Saarland, aber auch Konten von i 
Personen, die den ordnungsgemäßen Erwerb des 
Guthabens nicht nachweisen konnten. Inwieweit | 
diese noch auf Reichsmark lautenden Guthaben nun- j 
mehr auf Deutsche Mark umgestellt werden können, 
wird zur Zeit geprüft. Um der zu erwartenden Rege- 
lung dieser, Frage nicht vorzugreit’en, aber eine 
spätere Änderung des Gesetzes aus diesem Anlaß 
zu vermeiden, sieht der Entwurf die Berücksichti- 
gung von Sparerschäden an derartigen Sparanlagen 
dann vor, wenn eine Umstellung auf DM erfolgt. 
Die Feststellung des vollen Nennbetrags als Scha- 
den in diesen Fällen entspricht der Billigkeit, da die 
Betroffenen erst über 10 Jahre später als sonst über 
ihre Guthaben verfügen können; eine entspre- 
chende Regelung besteht im übrigen Bundesgebiet 
für die zunächst nicht umgestellten, 10 Jahre nach 
der Währungsreform abgelösten Ansprüche gegen 
das Reich (§ 240 Abs. 1 Satz 2 LAG). 

Zu § 10 (Frühere Feststellungen) 

Nach § 42 FG sind die auf Grund der Kriegssach- 
schäden-Verordnung oder auf Grund sonstiger frü- 
herer Rechtsvorschriften getroffenen Feststellungen 
für das Feststellungsverfahren nach dem FG nicht 
verbindlich. Entsprechendes muß für die auf ähn- 
licher Rechtsgrundlage beruhenden Feststellungen 
im Saarland gelten. 

Zu § 11 Kürzung des Grundbetrags der Hauptent- 
schädigung) 

Der Vermögensvergleich hinsichtlich der im Saar- 
land belogenen Vermögenswerte bezieht sich nach 
§ 5 auf den 20. November 1947. Hierfür muß auch 
die Ermächtigung in § 249 Abs. 5 Nr. 1 LAG gelten. 

Zu § 12 (Anrechnung saarländischer Vorauszahlun- 
gen auf die Hauptentschädigung) 

Der Lastenausgleich sieht zwar vielgestaltige Einzel- 
leistungen vor, betrachtet diese jedoch als eine Ein- 
heit und sieht daher in § 350a eine gegenseitige Ver- 
rechnung von Leistungen vor. Dieser Grundsatz muß 
auch für das Saarland gelten. Der Entwurf sieht 
daher eine Anrechnung der Vorauszahlungen auf 
die Hauptentschädigung auch insoweit vor, als diese 
Zahlungen für Schäden geleistet wurden, die — wie 
Hausratverluste — zwar nach dem FG festgestellt, 
aber nicht mit Hauptentschädigung abgegolten wer- 
den. Dem steht nicht entgegen, daß unter Zugrunde- 
legung der Sätze des LAG im Saarland entstandene 
„Überzahlungen", z. B. bei der Unterhaltshilfe oder 
bei den Vorauszahlungen für Hausratverluste, dann 


hingenomen werden müssen, wenn ein Anspruch auf 
Flauptentschädigung, mit dem verechnet werden 
könnte, nicht besteht. Eine vergleichbare Regelung 
enthält auch das LAG bei der Unterhaltshilfe wegen 
Existenzverlustes einerseits und wegen Vermögens- 
verlustes andererseits; wer keinen Hauptentschädi- 
gungsanspruch hat, bekommt die Unterhaltshilfe 
praktisch als reine Sozialleistung. Der Grundsatz der 
Anrechnung von Mehrbeträgen an Hausratentschä- 
digung auf die Hauptentschädigung würde jedoch in 
denjenigen Fällen zu Härten führen, in denen Ge- 
schädigte nach saarländischen Vorschriften Haus- 
ratentschädigung schon wegen des Verlustes von 
mehr als 25 v. H. des Hausrats (Altersfälle) erhal- 
ten haben, da bei ihnen nach LAG eine Hausratent- 
schädigung nicht begründet wäre (hier wird der 
Verlust von mehr als 50 v. H. vorausgesetzt); aus 
Gründen der Billigkeit soll diesen Geschädigten da- 
her Hausratentschädigung in Höhe der Sätze des 
LAG verbleiben. Ferner soll vermieden werden, daß 
die Anrechnung der Hausratentschädigung zu einem 
völligen Wegfall der Hauptentschädigung führt. In 
Anlehnung an die Grundsätze des § 278a LAG über 
den Mindesterfüllungsbetrag sieht der Entwurf vor, 
daß bei der Anrechnung der Hausratentschädigung 
mindestens Vs des Endgrundbetrags der Hauptent- 
schädigung dem Berechtigten erhalten bleibt. 

Schwierigkeiten bei der Anrechnung ergeben sich in 
denjenigen Fällen, in denen anrechenbare Voraus- 
zahlungen mit Kriegsschadenrente oder Darlehen 
im Sinne des § 13 zusamentreffen, sowie in Erbfäl- 
len, wenn nur ein Teil der Erben Vorauszahlungen 
erhalten hat. In diesen Fällen soll daher die Rege- 
lung einer Rechtsverordnung Vorbehalten bleiben, 
um das Gesetz nicht mit technischen Einzelvorschrif- 
ten zu belasten. 

Zu § 13 (Verhältnis von saarländischen Aufbaudar- 
lehen zur Hauptentschädigung) 

Dem Grundsatz des § 258 LAG entsprechend sollen 
im Saarland gewährte, den Aufbaudarlehen ver^ 
gleichbare Darlehen mit Hauptentschädigungsan- 
sprüchen verrechnet werden. Die Umrechnung auf 
DM erfolgt nach § 23 des Entwurfs mit dem jeweils 
im Zeitpunkt der Auszahlung des Darlehens oder 
der Leistung von Zins- und Tilgungsbeträgen gel- 
tenden amtlichen Devisenkurs; die Umstellung eines 
etwa verbleibenden Darlehensrestbetrags auf DM 
nach dem im Zeitpunkt der wirtschaftlichen Ein- 
gliederung geltenden Kurs wird hierdurch nicht 
berührt. 

Zu § 14 (Berücksichtigung von Einkünften bei der 
Kriegsschadenrente) 

j In § 267 Abs. 2 Nr. 2a und 2e LAG ist die Frage der 

j Anrechnung von Renten nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz für Empfänger von Unterhaltshilfe ge- 
regelt. Um die Bezieher von Versorgungsrenten im 
Saarland gleichzustellen, die eine Versorgung nach 
anderen Grundsätzen erhalten, sollen die für die 
Grundrente und Elternrente im LAG vorgesehenen 
Vergünstigungen entsprechend auch im Saarland 
gelten. 
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Zu § 15 (Verhältnis der saarländischen Unterhalts- 
hilfe zur Hauptentschädigung) 

Ebenso wie beim Übergang von Unterhaltshilfe nach 
SHG auf Unterhaltshilfe nach LAG soll mit der 
Einführung der Hauptentschädigung im Saarland 
auch eine teilweise Anrechnung der dort geleiste- 
ten Zahlungen an Unterhaltshilfe verbunden wer- 
den. Im Unterschied zur Regelung des LAG, das 
eine Anrechnung der Unterhaltshilfe auf die Haupt- 
entschädigung früher mit 50 v. H. und jetzt mit 
40 V. H. vorsieht, sollen im Saarland die geleisteten 
Zahlungen nur mit 30 v. H. auf die Hauptentschä- 
digung angerechnet werden, da dort besondere Ver- 
hältnisse Vorlagen; insbesondere war zu berücksich- 
tigen, daß die Anrechnung der nach SHG geleiste- 
ten Zahlungen nur auf die Bezüge des Berechtigten 
selbst bezogen ist und daß das Kaufkraftverhältnis 
im Saarland ungünstiger war. Der im Rahmen des 
saarländischen Unterhaltshilfegesetzes gewährte 
Mietzuschlag soll von der Anrechnung ausgenom- 
men bleiben, da er fürsorgeähnlichen Charakter hat 
und auch künftig nach § 26 des Entwurfs nicht mehr 
vorgesehen ist. 

Zu § 16 (Erstattung saarländischer Unterhaltshilfe) 

Die Vorschriften des LAG über Erstattung und Ver- 
rechnung zuviel erhaltener Kriegsschadenrente sol- 
len auch für Leistungen auf Grund des saarlän- 
dischen Unterhaltshilfegesetzes gelten, das bei der 
Berechnung in der Vergangenheit zuviel erhaltener 
Leistungen jeweils zugrunde zu legen ist. 

Zu § 17 (Verhältnis der Kriegsschadenrente zu saar- 
ländischen Aufbaudarlehen) 

Die in § 291 LAG für das Verhältnis von Zahlun- 
gen an Kriegsschadenrente und Aufbaudarlehen 
getroffene Regelung muß sich im Interesse der 
Gleichbehandlung aller Geschädigten auch auf die 
entsprechenden saarländischen Darlehen beziehen. 

Zu § 18 (Hausratentschädigung) 

Absatz 1 soll sicherstellen, daß Entschädigungszah- 
lungen für Hausratverluste nach saarländischen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften einerseits und 
nach dem LAG andererseits nicht kumuliert wer- 
den. Dabei erschien es veranlaßt, besonders zu be- 
stimmen, daß bei den nach saarländischen Vor- 
schriften bisher nicht empfangsberechtigten Erben 
(§ 7 Nr. 3) eine Anrechnung von Vorauszahlungen, 
die ein bisher empfangsberechtigter Miterbe erhal- 
ten hat, nicht erfolgt. . 

Absatz 2 zieht hinsichtlich der Entschädigung die 
Folgerung aus der Regelung des § 7, wonach im 
Grundsatz Hausratverluste im Saarland nicht mehr 
nach FG festgestellt werden. Für die seltenen Fälle, 
in denen eine Feststellung nach dem FG doch noch 
in Frage kommt, gilt für die Anrechnung der nach 
saarländischem Recht geleisteten Zahlungen Ab- 
satz 1. 

Zu § 19 (Sondervorschriften für die Verwendung 
von Mitteln) 

In § 2 des Entwurfs ist die Gewährung von Ein- 
gliederungsdarlehen auch im Saarland vorgesehen. 


Um eine entsprechende Verkürzung der für Auf- 
baudarlehen jeweils zur Verfügung zu stellenden 
Mittel durch die Einbeziehung des Saarlandes zu 
vermeiden, sieht Absatz 1 vor, daß die für das 
Saarland insoweit bereitzustellenden Mittel im Rah- 
men der Höchstsätze des § 323 Abs. 1 LAG außer 
Ansatz bleiben. 

Die für die Gewährung von Wohnraumhilfe im Saar- 
land erforderlichen Mittel werden durch Zuschüsse 
von Saarland und Bund aufgebracht (§ 3 Abs. 4). 
Diese Mittel sollen nach Absatz 2, entsprechend dem 
Bevölkerungsverhältnis Saarland/Bund, ein Fünfzig- 
stel der nach § 323 Abs. 2 LAG für die übrigen Län- 
der bereitzustellenden Mittel betragen, wobei die 
im Verhältnis zu den übrigen Ländern vorzuneh- 
mende Verrechnung mit überhöhten Bereitstellun- 
gen vorausgehender Jahre außer Betracht bleiben. 
Daß die vom Ausgleichsfonds dem Saarland zu Ver- 
fügung zu stellenden Wohnraumhilfemittel darle- 
hensweise gewährt werden, entspricht § 323 Abs. 2 
Satz 1 letzter Halbsatz LAG. Der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts soll wie bei den übrigen Ländern 
(§ 323 Abs. 2 letzter Satz LAG) auch hier die Mög- 
lichkeit haben, im Bedarfsfälle Wohnraumhilfemittel 
auf die für Aufbaudarlehen/Wohnungsbau bereit- 
zustellenden Mittel umzubuchen. 

Im übrigen Bundesgebiet hat sich infolge der Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt zur Vollbeschäfti- 
gung seit längerer Zeit ein Bedürfnis für die Ge- 
währung von Arbeitsplatzdarlehen nicht mehr erge- 
ben. Mit Beginn des Rechnungsjahres 1957 wurde 
die Bereitstellung von Mitteln für Arbeitsplatzdar- 
lehen eingestellt (§ 323 Abs. 3 LAG). Da sich jedoch 
nicht übersehen läßt, ob im Saarland, das Arbeits- 
platzdarlehen bisher nicht vorgesehen hatte, nicht 
doch insoweit noch ein Bedarf bestehen wird, soll 
Absatz 3, abweichend von § 323 Abs. 3 LAG, eine 
Mittelbereitstellung für den Bedarfsfall, auslaufend 
mit dem Rechnungsjahr 1965, ermöglichen. 

Zu §§ 20, 21, 22 (Wiederaufnahme von Verfahren 
über Leistungen nach saarländi- 
schen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften; Erstattung und Ver- 
rechnung von Leistungen nach 
saarländischen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften; Ausschlie- 
ßung von Ausgleichsleistungen) 

Die Vorschriften sollen sicherstellen, daß die nach 
saarländischen Vorschriften gewährten Entschädi- 
gungsleistungen hinsichtlich der Wiederaufnahme 
von Verfahren, der Erstattung und Verrechnung 
sowie der Ausschließung von Ausgleichsleistungen 
ebenso behandelt werden wie die Leistungen nach 
dem LAG. 

Zu § 23 (Umrechnung von Franken in Deutsche 
Mark) 

Dem Rückgang der Kaufkraft des Franken, der in 
den wiederholten Abwertungen zum Ausdruck 
kommt, soll durch Zugrundelegung entsprechender 
Umrechnungssätze in gleicher Weise Rechnung ge- 
tragen werden, wie dies z. B. auch bei der Einführung 
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des BEG durch saarländisches Gesetz vom 6. Februar 
1959 geschehen ist. Für die Zeit vor der amtlichen 
Notierung mußte auf errechnete Vergleichswerte 
bzw. mittlere Devisenumrechnungssätze zurückge- 
griffen werden. Bei den Umrechnungssätzen seit 
dem 4. Mai 1953 handelt es sich um die amtlichen 
Devisenkurse (Mittelkurse) an der Frankfurter 
Börse. 


Zu § 24 (Ausschluß der Entschädigungsberechtigung 
nach dem Währungsausgleichsgesetz) 

§ 1 Abs. 4 WAG schließt die Möglichkeit der Ent- 
schädigung für die Fälle aus, in denen das Reichs- 
marksparguthaben in Deutsche Mark umgewandelt 
worden ist oder umwandlungsfähig ist. Dies trifft 
einmal für Sparguthaben Vertriebener bei einem 
aus dem Vertreibungsgebiet verlagerten Institut, 
sodann unter bestimmten Voraussetzungen auf Post- 
sparguthaben zu. Beide Fälle müssen auch bei Ein- 
führung des Währungsausgleichsgesetzes im Saar- 
land berücksichtigt werden, da auch hier Postspar- 
guthaben Vertriebener erfaßt und auf Franken 
umgestellt sein können. 


Zu § 25 (Anwendung von Vorschriften des Alt- 
sparergesetzes) 

Im Hinblick auf die abweichende Entwicklung im 
Saarland war eine Einführung des ASpG nur inso- 
weit veranlaßt, als es sich um Reichsmarkansprüche 
gegen die öffentliche Hand handelt und saarländi- 
sche Kreditinstitute tätig werden. 


Zu § 26 (Überleitung der saarländischen Unterhalts- 
hilfe) 

Der Kreis der Bezieher von Unterhaltshilfe wird 
durch die Einführung des Lastenausgleichsgesetzes 
im Saarland insofern erweitert, als künftig nicht nur 
Vermögensgeschädigte, sondern auch Personen mit 
Existenzverlust berücksichtigt werden. Umgekehrt 
sprechen Rechts- und Billigkeitsgründe dafür, Bezie- 
hern von Unterhaltshilfe nach saarländischem Recht, 
auch soweit sie nicht zu dem Kreis der Berechtigten 
nach LAG gehören (z. B. Reparationsgeschädigte) im 
Grundsatz Unterhaltshilfe auf Lebenszeit nach LAG 
zu gewähren. Diesen Erwägungen entspricht Absatz 1 
Satz 1. Satz 2 ermöglicht es, Sowjetzonenflüchtlingen 
künftig neben den Beihilfen zum Lebensunterhalt 
auch die in § 301a Abs. 3 LAG vorgesehenen Steige- 
rungsbeträge zu gewähren. Für politisch Verfolgte 
war entsprechend § 356 LAG eine Übergangsrege- 
lung veranlaßt. 

Nach Absatz 2 wird der bisher im Saarland ge- 
währte Auszahlungsbetrag der Unterhaltshilfe, so- 
lange er höher ist als der entsprechende Betrag nach 
dem LAG, garantiert. Wem nach saarländischem 
Recht ausnahmsweise Heimpflege an Stelle von 
Unterhaltshilfe gewährt wird, erhält diese ebenfalls 
weiter, auch soweit dadurch höhere Kosten als nach 
dem LAG entstehen. Dagegen erschien es nicht 


möglich, nach Einführung des LAG den im übrigen 
Bundesgebiet nicht vorgesehenen Mietzuschlag, der 
im Saarland neben der Unterhaltshilfe gewährt 
wurde, als zusätzliche Leistung der Unterhaltshilfe 
zu gewähren. 

Die nach saarländischem Recht bestehende prämien- 
freie Anwartschaft auf Zahlung eines Sterbegeldes 
wird nach Absatz 3 für bisherige Unterhaltshilfe- 
empfänger aufrechterhalten. 


Zu § 27 (Übergangsregelung bei der Kriegsschaden- 
rente) 

Absatz 1 soll es ermöglichen, daß Neuanträge auf 
Kriegsschadenrente ohne Rechtsnachteil für die 
Geschädigten noch während einer längeren Anlaufs- 
frist gestellt werden können. Eine solche Regelung 
erleichtert auch vom Standpunkt der Verwaltung 
die Überleitung der Kriegsschadenrente. 

Für Personen, die Kriegsschadenrente wegen Er- 
werbsunfähigkeit beantragen könnten und erst 
durch dieses Gesetz antragsberechtigt werden, eröff- 
net Absatz 2 wegen des Ablaufs der Antragsfrist 
gemäß § 265 Abs. 4 LAG und § 12 Abs. 2 des 
8. ÄndG LAG eine angemessene Nachfrist. 


Zu § 28 (Überleitung der Behördenorganisation im 
Saarland) 

Es empfiehlt sich, zum reibungslosen Übergang der 
mit der Durchführung des Lastenausgleichs verbun- 
denen Aufgaben auf saarländische Behörden und 
Ausschüsse zurückzugreifen, die bisher schon mit 
der Kriegsschädenregelung im Saarland betraut 
waren. Die Einrichtung der Ausgleidisbehörden 
nach dem LAG obliegt dem Land, da dieses — 
vorbehaltlich der bundesgesetzlichen Sondervor- 
schriften — - die Organisationsgewalt ausübt. Die 
Zuständigkeit der bisherigen saarländischen Behör- 
den für die Abwicklung der Hausratfälle nach saar- 
ländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf 
Grund des § 29 Abs, 2 des Entwurfs bleibt hier- 
durch unberührt. 


Zu § 29 (Überleitung anhängiger Verfahren) 

Nach Ablösung der saarländischen Behördenorgani- 
sation durch entsprechende Behörden nach FG und 
LAG mußten auch Bestimmungen darüber getroffen 
werden, nach welchen Verfahrensvorschriften und 
durch welche Behörden anhängige Verfahren in 
Zukunft weiter zu behandeln sind. Nach dem Vor- 
bild der Überleitung vom SHG zum LAG sind hier- 
bei nach Absatz 1 im Verfahren zur Gewährung von 
Unterhaltshilfe die gleichen Behörden und Gerichte 
für zuständig erklärt, die nach LAG in der entspre- 
chenden Stufe tätig sind. Hierbei wird klargestellt, 
daß für das weitere Verfahren die Verfahrensvor- 
schriften des Lastenausgleichsgesetzes gelten. Da 
bei den Verfahren im LAG das Oberverwaltungsge- 
richt nicht eingeschaltet ist, mußten dort anhängige 
Rechtsbeschwerden als Anfechtungsklagen dem Ver- 
waltungsgericht zugewiesen werden. 
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Die Schadensfeststellung und Entschädigung fii r Haus- 
ratverluste sollen weiter nach saarländischen Rechts- 
oder Vcrwaltungsvorschriften abgewickelt werden; 
daher bestimmt Absatz 2, daß auch für anhängige 
Verfahren die bisherigen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften des Saarlandes weitergelten. 

Da hinsichtlich der Schadensfcststellung und Entschä- 
digung bei Verlusten von anderen Wirtschafts- 
gütern als Hausrat in Zukunft EG und LAG Anwen- 
dung finden sollen, können auch bereits anhängige 
Beweissicherungsverfahren und Verfahren über die 
Gewährung von Vorauszahlungen erst auf Grund 
eines nach EG und LAG vorgesehenen Antrags 
weitergeführt werden (Absatz 3). Soweit diesbezüg- 
liche Verfahren bereits bei den Verwaltungsgerich- 
ten schweben, müssen sie jedoch eingestellt werden, 
da verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen nach 
Einführung des EG und LAG insoweit keine Rechts- 
wirkung mehr zukommen würde. Bei Einstellung 
dieser Verfahren infolge veränderter Gesetzeslage 
sollen aus Billigkeitsgründen Gerichtskosten nicht 
erhoben werden; hinsichtlich der außergerichtlichen 
Kosten soll eine Auseinandersetzung aus verfah- 
rensökonomischen Gründen unterbleiben. 

Da Darlehen nach saarländischen Vorschriften in 
Zukunft nicht mehr gewährt werden sollen, sieht 
Absatz 4 die Umstellung anhängiger Verfahren in 
solche über Aufbaudarlehen nach LAG vor. 


Zu § 30 (Überleitung saarländischer Mittel auf den 
Ausgleichsfonds) 

Nach Absatz 1 gehen die bisherigen zweckgebun- 
denen Mittel des Saarlandes, soweit sie noch nicht 
verausgabt sind oder erst nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes aufkommen, auf den Ausgleichsfonds 
über, der künftig die entsprechenden Aufgaben 
wahrnimmt. 

Absatz 2 enthält Sondervorschriften für die nach 
saarländischen Bestimmungen gewährten, den Auf- 
baudarlehen nach LAG vergleichbaren Darlehen. An 
Stelle des Saarlandes soll Gläubiger dieser Dar- 
lehen und damit auch Empfänger von Zinsen und 
Tilgungsleistungen der Ausgleichsfonds werden, 
ohne Rücksicht darauf, wann und in welchem Um- 
fang solche Leistungen aufkommen. Dies ermög- 
licht es zugleich, gewährte Darlehen nach § 13 des 
Entwurfs in Hauptentschädigung umzuwandeln. 


Zu § 31 (Überleitung nach saarländischem Recht be- 
gründeter Verpflichtungen auf den Aus- 
gleichsfonds) 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über die Er- 
füllung der vom Saarland übernommenen Verpflich- 
tungen. Soweit diese auf Gesetz beruhen, auf Grund 
vom Saarland erlassener Richtlinien durch Bescheid 
begründet wurden oder bei der Abwicklung der 
Hausratentschädigung nach § 29 Abs. 2 noch be- 
gründet werden, soll sie im Grundsatz der Aus- 
gleichsfonds übernehmen, auf den nach § 30 Abs. 1 
des Entwurfs auch das Aktivvermögen übergeht. 
Dieser Grundsatz kann allerdings nicht gelten für 


Verpflichtungen, die auf den saarländischen Richt- 
linien von 1959 beruhen, denen die Bundesregierung 
ihre Billigung versagen mußte, weil die insoweit 
vorgesehenen Leistungen nach Voraussetzung und 
Höhe mit den Grundsätzen des Lastenausgleichs 
nicht vereinbar sind und auch für Verpflichtungen 
auf Grund der nach dem 31. Dezember 1959 ergan- 
genen Bescheide über andere Leistungen als Haus- 
ratentschädigung, die nach Voraussetzung und Höhe 
den Leistungen nach LAG nicht entsprechen. 


Zu § 32 (Verwaltungskosten) 

Um einen reibungslosen Übergang auf das im Saar- 
land einzuführende Lastenausgleichsrecht zu ge- 
währleisten, wird eine ausreichende Schulung der 
Bediensteten der künftigen Ausgleichsbehörden 
schon vor Inkrafttreten des Gesetzes notwendig 
werden. Die hierfür anfallenden Reisekostenver- 
gütungen sowie die Kosten für die Beschaffung von 
Schulungsmaterial, die vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes im Saarland entstehen, sollen anteilig von 
Bund und Saarland entsprechend der allgemeinen 
Regelung des § 351 Abs. 3 Satz 1 LAG getragen 
werden. 


Zu § 33 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Nach Einführung des LAG soll das Saarland voll 
berechtigt auch im Kontrollausschuß mitwirken. Die 
Zahl der Mitglieder mußte daher um ein weiteres 
Mitglied, das von der Landesregierung ^ernannt 
wird, sowie aus Gründen der Parität um ein weite- 
res Mitglied, das der Bundestag zu wählen hat, 
vermehrt werden. Die gleichberechtigte Mitwirkung 
des Saarlandes im Ständigen Beirat ist bereits auf 
Grund der geltenden Eassung des § 314 LAG sicher- 
gestellt. 


Zu § 34 (Änderung des Länderfinanzausgleichsge- 
setzes 1958) 

Nach § 9 Abs. 4 des Eünften Überleitungsgesetzes 
vom 30. Juni 1959 (BGBl. I S. 335) nimmt das Saar- 
land, erstmalig vom Rechnungsjahr 1961 an, am 
Länderfinanzausgleich teil. Da nach § 4 Abs. 2 des 
Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 (BGBl. 1959 I 
S. 73) die von den Ländern gemäß § 6 Abs. 1 bis 3 
LAG an den Ausgleichsfonds abzuführenden Beträge 
aus der Vermögensteuer im Einanzausgleich berück- 
sichtigt werden, bedarf diese Vorschrift einer Er- 
gänzung dahin, daß auch beim Saarland die gemäß 
§ 3 Abs. 1 und 2 des vorliegenden Entwurfs zu 
leistenden entsprechenden Zuschüsse an den Aus- 
gleichsfonds von dem Zeitpunkt an berücksichtigt 
werden, von dem das Saarland am Länderfinanzaus- 
gleich teilnimmt. Mit Rücksicht darauf, daß der Zu- 
schuß des Saarlandes nach § 3 Abs. 2 des Entwurfs 
anders bemessen ist als die Zuschüsse der anderen 
Länder nach § 6 Abs. 3 LAG, ist für die Erreichung 
einer gleichen Behandlung des Saarlandes im 
Länderfinanzausgleich die Einschränkung des zwei- 
ten Halbsatzes erforderlich. 
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Zu § 35 (Erlaß von Rechtsverordnungen) 


Absatz 1 entspricht der Regelung des § 367 Abs. 1 
LAG. 

Die Einführung von Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsrechts im Saarland macht auch die Erstrek- 
kung von Vorschriften bereits erlassener Rechts- 
verordnungen, ggf. unter Anpassung an die Vor- 
schriften dieses Gesetzes, erforderlich. Absatz 2 ent- 
hält dafür eine Ermächtigung. Entsprechend wird 
auch der Präsident des Bundesausgleichsamts er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die von ihm nach 
LAG und FG erlassenen Rechtsverordnungen auf 
das Saarland zu erstrecken. 

Nach § 28 Abs. 2 FG ist die Bundesregierung er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Ausschlußfristen 
für Anträge auf Schadensfeststellung zu setzen. Da 
sich diese Ermächtigung nur auf Anträge nach dem 
Feststellungsgesetz bezieht, erfaßt sie nicht die An- 
träge auf Feststellung von Hausratverlusten, die 
nach § 29 Abs. 2 des Entwurfs nach den saarländi- 
schen Rechts- oder Verwaltungs Vorschriften (Richt- 
linien für das Beweissicherungsverfahren) abge- 
wickelt werden. Diese Lücke wird für die Feststel- 
lung von Hausratverlusten durch die dem § 28 
Abs, 2 FG entsprechende Ermächtigung des Ab- 
satzes 3 geschlossen. 

Zu § 36 (Aufhebung von Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften) 

Mit der Einführung des Lastenausgleichsrechts im 
Saarland müssen diejenigen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die der dortigen andersartigen 
Kriegsschädenregelung zugrunde Liegen, aufge- 
hoben werden. Diese müssen jedoch fortgelten, 
wenn Verfahren nach saarländischem Recht abge- 
wickelt oder in der Vergangenheit nach saarlän- 
dischem Recht gewährte Leistungen überprüft wer- 


den müssen. Die Aufhebung erfolgt daher unter dem 
Vorbehalt „soweit sich aus diesem Gesetz nichts 
anderes ergibt". 

Durch die Einbeziehung des Saarlandes in den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes im Sinne des 
' Dritten Teiles des LAG sowie des FG und WAG 
(§ 1 Abs. 2 des Entwurfs) und durch die ergänzende 
Vorschrift des § 7 Nr. 2 dieses Entwurfs wird die 
Übergangsregelung des § 14 des 8. AndG LAG ge- 
genstandslos; die Vorschrift wird durch Nr. 5 auf- 
gehoben. 

Die in Nr. 7 vorgesehene Aufhebung des § 107 
Abs. 1 des Gesetzes über die Einführung des deut- 
schen Rechts auf dem Gebiete der Steuern, Zölle 
und Finanzmonopole im Saarland vom 30, Juni 1959 
(BGBl. I S. 339) hat ihren Grund darin, daß von der 
zunächst in Aussicht genommenen Erhebung einer an 
die Stelle der früheren Gemeinschaftshilfeabgabe 
tretenden neuen Abgabe für Zwecke des saarländi- 
schen Lastenausgleichs abgesehen wird. Auf diese 
Abgabe sollten Vorauszahlungen erhoben werden 
mit der Maßgabe, daß sie auf die endgültige Abgabe 
angerechnet werden. Mit dem Verzicht auf eine solche 
Abgabe wird auch die in § 107 Abs. 1 des genannten 
Gesetzes enthaltene Ermächtigung, durch Rechtsver- 
ordnung für die Zeit bis zum Inkrafttreten der ge- 
setzlichen Regelung entsprechende Vorauszahlungen 
anzuordnen, gegenstandslos. 

Zu § 37 (Anwendung in Berlin) 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 38 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das formelle Inkrafttreten des 
Gesetzes. Soweit einzelne Vorschriften mit rück- 
wirkender Kraft anzuwenden sind, ist dies im 
Gesetz jeweils bestimmt. 
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